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Ausgangslage und wichtigste Ergebnisse 
Gute Gesetzgebung lebt nicht nur von guten Entscheidungen, sondern auch davon, dass diese 
für die Öffentlichkeit nachvollziehbar sind. Nur wenn sichtbar wird, wie Gesetze entstehen, wel-
che Argumente in ihre Ausarbeitung eingeflossen sind und welche Akteure daran mitgewirkt 
haben, können politische Entscheidungen auf Grundlage von Fakten statt bloßer Vermutungen 
diskutiert werden.  

Wer verstehen kann, wie ein Gesetz entstanden ist, welche Interessen eingebracht wurden und 
auf welcher Grundlage Entscheidungen getroffen wurden, kann politische Behauptungen über-
prüfen, Desinformation leichter erkennen und Kritik auf eine belastbare Tatsachengrundlage 
stützen. Transparente Gesetzgebungsprozesse dienen damit der Kontrolle staatlichen Han-
delns, verbessern die Qualität des öffentlichen Diskurses und stärken das Vertrauen in demo-
kratische Entscheidungsprozesse. 

Die Bundesregierung hat sich selbst eine Reihe von Vorgaben zur Transparenz von Gesetzge-
bungsprozessen auferlegt, um die Entstehung von Gesetzen nachvollziehbar zu machen. Dazu 
gehören unter anderem die Veröffentlichung von Referentenentwürfen und Stellungnahmen, 
die Dokumentation externer Einflussnahmen im exekutiven Fußabdruck sowie die Bereitstel-
lung weiterer Informationen zum Gesetzgebungsverfahren.  

Wie konsequent diese Vorgaben in der Praxis umgesetzt werden, ist Gegenstand dieser Aus-
wertung. Im Mittelpunkt steht nicht die politische Bewertung einzelner Gesetze, sondern die 
Frage, in welchem Umfang Informationen über ihren Entstehungsprozess tatsächlich zugäng-
lich sind und welche Defizite weiterhin bestehen. Gleichzeitig sollen konstruktive Verbesse-
rungsvorschläge formuliert werden, wie diese Defizite beseitigt werden können.  

 
Wichtigste Ergebnisse: 

 Referentenentwürfe der Bundesministerien wurden zu 95,4 % an zentraler Stelle 
veröffentlicht 

 Für nur 28,0% der Entwürfe wurde eine Synopse bereitgestellt 
 81,7% der Gesetzentwürfe enthalten einen exekutiven Fußabdruck, aber nur 

18,9% enthalten einen echten Informationsmehrwert 
 Stellungnahmen aus der Verbändeanhörung wurden für 88,6% der Vorhaben vor 

Kabinettsbeschluss veröffentlicht. 
 Bei 68,2% der Verbändeanhörungen wurde den Verbänden weniger als vier Wo-

chen Zeit gewährt. 
 Die Unterschiede zwischen den Ministerien sind groß: Während das Justizminis-

terium mit gutem Beispiel vorangeht, bleibt vor allem das Innenministerium teils 
deutlich hinter den selbstgesteckten Zielen zurück. 
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Untersuchungsgegenstand  
Untersucht wurden Gesetzentwürfe der Bundesregierung, die zwischen dem 01.07.2025 – 
30.06.2026 im Kabinett beschlossen wurden. Die Regierungsbildung der neu gewählten Bun-
desregierung erfolgte am 6. Mai 2025, die Phase direkt nach der Regierungsbildung war zudem 
geprägt von der Aufarbeitung von Vorgängen, die durch die vorgezogene Neuwahl nicht abge-
schlossen werden konnten. Es erscheint daher angebracht, die ersten Wochen als eine Art „Ein-
arbeitungsphase“ außenvor zu lassen und den Zeitraum von einer parlamentarischen Sommer-
pause zur nächsten zu betrachten. 

Berücksichtigt wurden dabei ausschließlich Gesetzentwürfe der Bundesministerien, die unter 
den Regelungsrahmen der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO)1 fal-
len. Ausgeschlossen sind daher die Vertragsgesetz zu völkerrechtlichen Verträgen und die Vor-
haben der im Kanzleramt angesiedelten Staatsminister für Sport und Ehrenamt sowie für Kultur 
und Medien. 

Insgesamt wurden die Daten aus 175 Gesetzgebungsprozessen ausgewertet. 

Im Untersuchungszeitraum wurden aus vier Bundesministerien jeweils nur ein oder zwei Ent-
würfe beschlossen. Betroffen sind die Bundesministerien für Forschung, Technologie und 
Raumfahrt, für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend, für Wohnen, Stadtentwicklung 
und Bauwesen, sowie das Bundesministerium der Verteidigung. Um Vergleiche zwischen den 
Ministerien nicht zu verzerren, werden die Entwürfen aus diesen Häusern in Einzelauswertun-
gen unter „weitere Ministerien“ zusammengefasst, fließen aber in Gesamtauswertungen der 
Bundesregierung insgesamt ein.  

Für die Auswertung wurden die Daten der Transparenz-Plattform Bundestagszusammenfas-
ser.de2 herangezogen, auf der Informationen und Dokumente zu Gesetzgebungsverfahren zent-
ral und möglichst vollständig zusammengeführt werden. Der Bundestagszusammenfasser be-
zieht die Daten zum größten Teil aus der Open Data Schnittstelle des Bundestags, sowie eige-
nen Recherchen auf den Webseiten der Bundesministerien und anderen öffentlich zugängli-
chen Quellen wie Medienberichte.  

Die Rohdaten mit den ausgewerteten Metadaten der Gesetzgebungsvorhaben können unter 
bundestagszusammenfasser.de/datenexporte in verschiedenen Formaten heruntergeladen 
werden.  

 
1 Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien 
https://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_21072009_O11313012.htm  
2 https://bundestagszusammenfasser.de/  
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Veröffentlichung von Referentenentwürfen 

Hintergrund 
Der Referentenentwurf stellt eine der ersten Stufen des Gesetzgebungsprozesses dar, einen 
ersten Entwurf des geplanten Vorhabens. Für eine intensive und gleichberechtigte Auseinan-
dersetzung ist aus Sicht der Zivilgesellschaft eine möglichst frühe Veröffentlichung wün-
schenswert. Eine explizite Pflicht zur Veröffentlichung der Referentenentwürfe existiert jedoch 
nicht, laut der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) obliegt die Ent-
scheidung den Ministerien. 

§ 48 Unterrichtung anderer Stellen 

[…] 

(3) Über die Einstellung des Gesetzentwurfs in das Intranet der Bundesregierung oder 
in das Internet entscheidet das federführende Bundesministerium im Einvernehmen mit 
dem Bundeskanzleramt und im Benehmen mit den übrigen beteiligten Bundesministe-
rien. 

Alle Bundesministerien stellen auf ihren Webseiten Informationen und Dokumente zu laufen-
den Gesetzgebungsverfahren bereit. In den meisten Fällen existiert hierfür eine Übersichts-
seite sowie Unterseiten für die einzelnen Vorhaben, auf der Dokumente und weiterführende 
Informationen zum Verfahren einsehbar und herunterladbar sind. Die Einrichtung einer Vorha-
benseite geht regelmäßig mit der Veröffentlichung des Referenten- bzw. Regierungsentwurfs 
einher.  

Bei den meisten Ministerien ist die Übersichtsseite nach Aktualisierungsdatum sortiert, so dass 
Nutzer:innen auch bei gelegentlichen Besuchen leicht erkennen können, was neu hinzugekom-
men ist und bei welchen Vorhaben zuletzt Änderungen vorgenommen wurden.  

Eine Ausnahme bildet hier das Bundesministerium für Forschung, Technologie und Raumfahrt 
(BMFTR)3. Hier listet die Übersichtsseite alle Gesetze auf, die für den Aufgabenbereich des 
Ressorts relevant sind. Durch eine Fortschrittsanzeige wird für alle Gesetze der aktuelle Stand 
angezeigt, zudem ist die Liste seit Kurzem offenbar auch nach Aktualisierungsdatum sortiert. 
Es wird jedoch weder ein generelles Aktualisierungsdatum der Übersichtsseite noch die Daten 
der letzten Aktualisierungen der einzelnen Gesetze angezeigt. Auch die verlinkten Dokumente 
enthalten keine sichtbare Datumsangabe.  

Für Gelegenheitsnutzer:innen besteht also keine Möglichkeit zu erkennen, wie aktuell der an-
gezeigte Stand ist und wann die als laufende Vorhaben angezeigten Gesetze zuletzt aktualisiert 
wurden. Die Auflistung aller relevanten Gesetze – unabhängig davon, ob diese in der laufenden 
Legislaturperiode angepasst wurden oder nicht – weicht außerdem von der Handhabung der 

 
3 https://www.bmftr.bund.de/DE/Ministerium/Gesetze/gesetze_node.html  



Transparenz der Gesetzgebungsverfahren 
Auswertung Juli 2025 – Juli 2026 

6 
 

anderen Ministerien ab und erweckt, insbesondere durch die fehlenden Datumsangaben, den 
Eindruck, als seien auch diese durch die aktuelle Bundesregierung angepasst worden.  

Vorhabenseiten werden weitgehend erstellt, der Zeitpunkt variiert 
Die Bundesministerien sind – langfristig betrachtet – insgesamt sehr konsequent in der Bereit-
stellung der Unterseiten für die einzelnen Gesetzgebungsverfahren. Lediglich für acht der 175 
ausgewerteten Vorhaben existiert keine eigene Seite.  

Sieben davon wurden innerhalb der ersten drei Monate des Untersuchungszeitraums im Kabi-
nett beschlossen, hier könnte die nicht erfolgte Einrichtung der oben erwähnten „Einarbei-
tungsphase“ geschuldet sein. Als einziges Vorhaben aus dem Jahr 2026, für das keine Vorha-
benseite existiert, sticht die 3. Änderung des Vereinsgesetzes heraus, obwohl der Entwurf be-
reits zum Zeitpunkt der Auswertung bereits im Bundestag beraten wurde. Die Gründe dafür 
konnten nicht geklärt werden.  

  

 
Die Bundesministerien scheinen allerdings uneins zu sein, wann genau die Einrichtung der 
Vorhabenseite und damit auch die Veröffentlichung der Gesetzentwürfe zu erfolgen hat. Der 
Zeitpunkt wird in den Daten des Bundestagszusammenfassers nicht erfasst. Zum Zeitpunkt der 
Auswertung im August 2026 sind dort jedoch 14 Vorhaben gelistet, deren Existenz zwar aus 
Medienberichten oder anderen Quellen bekannt ist, zu denen aber noch keine Vorhabenseite 
existiert, etwa für das Bundeswehr-Infrastrukturbeschleunigungsgesetz oder die Dritte Ände-
rung des Vereinsgesetzes.  

Von 175 Vorhaben hatten nur acht keine Vorhabenseite auf der Website der Bundesministerien, sie-
ben davon stammen aus den ersten Wochen nach der Regierungsbildung. 
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Verbesserungsvorschläge 
In der GGO ist festgelegt, dass Entwürfe dem parlamentarischen Raum zuzuleiten sind, sobald 
die Verbändeanhörung eingeleitet wird:  

§ 48 Unterrichtung anderer Stellen 

[…] 

(2) Wird ein Gesetzentwurf den Ländern, den beteiligten Fachkreisen oder Verbänden 
beziehungsweise Dritten im Sinne von Absatz 1 zugeleitet, so ist er den Geschäftsstellen 
der Fraktionen des Deutschen Bundestages, dem Bundesrat und auf Wunsch Mitglie-
dern des Deutschen Bundestages und des Bundesrates zur Kenntnis zu geben. 

Im Sinne eines transparenten Gesetzgebungsverfahrens sollten Referentenentwürfe auch der 
Öffentlichkeit möglichst frühzeitig bekanntgegeben werden. Nur so sind eine breite Auseinan-
dersetzung und eine fundierte Meinungsbildung über die geplanten Änderungen möglich. Die 
Zuleitung nur an  von den Ministerien ausgewählte Fachkreise und Teile des Parlaments greift 
zu kurz, erschwert die Berichterstattung und benachteiligt Interessengruppen, die sich noch 
nicht als fester Teil der Verbändelandschaft etabliert haben.  

Die Einschränkung des §48 Abs. 2 GGO auf parlamentarische Kreise sollte daher durch eine 
generelle Veröffentlichungspflicht ergänzt werden, sobald die Verbändebeteiligung eingeleitet 
wurde.  Zu diesem Zeitpunkt ist der Entwurf ohnehin so vielen Personen bekannt, dass es kei-
nen sachlichen Grund mehr gibt, ihn der Öffentlichkeit vorzuenthalten.  

Änderungsvorschlag: 

 § 48 Unterrichtung anderer Stellen 

[…] 

(2) Wird ein Gesetzentwurf den Ländern, den beteiligten Fachkreisen oder Verbänden 
beziehungsweise Dritten im Sinne von Absatz 1 zugeleitet, so ist er den Geschäftsstellen 
der Fraktionen des Deutschen Bundestages, dem Bundesrat und auf Wunsch Mitglie-
dern des Deutschen Bundestages und des Bundesrates zur Kenntnis zu geben und im 
Internet zu veröffentlichen.  

Für verkündete Gesetzestexte existiert bereits ein standardisiertes XML-Format, das beispiels-
weise auf der vom BMJV betriebenen Plattform gesetze-im-internet.de genutzt wird. Perspek-
tivisch sollte darauf abgezielt werden, dieses Format weiterzuentwickeln, um auch Gesetzent-
würfe und Synopsen in einem maschinenlesbaren Format bereitzustellen, um eine effektivere 
Prüfung und Bewertung zu ermöglichen.  
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Synopsen 

Hintergrund 
Der größte Teil der von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwürfe sind Änderungs-
gesetze. Im Gegensatz zu Stammgesetzen, besteht bei Änderungsgesetzen der Gesetzestext 
aus einzelnen Änderungsbefehlen, die bestehende Paragrafen in anderen Gesetzen neu formu-
lieren, ergänzen oder streichen. Ohne die dazugehörigen Paragrafen ist schwer nachvollziehbar, 
was genau die Änderungsbefehle bewirken und wie der finale Gesetzestext nach der Änderung 
lauten soll. 

Um die Verständlichkeit zu erhöhen, ist in der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundes-
ministerien (GGO) festgelegt, die geplanten Änderungen in Form einer Gegenüberstellung von 
geplantem und vorherigem Gesetzestext darzustellen, wobei die Änderung hervorzuheben ist.  

„§42 Gesetzesvorlagen der Bundesregierung 

(1) […] Gesetzesvorlagen zu Änderungsgesetzen soll eine Synopse beigefügt werden, 
die die aktuelle Rechtslage den geplanten Änderungen gegenüberstellt. Die Synopse 
ist nicht Bestandteil des rechtsverbindlichen Textes der Gesetzesvorlage. Nach Be-
schlussfassung im Bundeskabinett übermittelt das federführende Bundesministerium 
die Synopse an die zuständigen Ausschüsse des Deutschen Bundestages sowie des 
Bundesrates.“ 

Die GGO legt in §47 Abs. 4 weiterhin fest, dass die Synopse im Rahmen der Verbändeanhörung 
auch den Fachkreisen zur Verfügung gestellt werden soll.  

Die Bundesministerien legen die GGO in dieser Hinsicht jedoch unterschiedlich aus.  Während 
etwa das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz regelmäßig eine Synopse 
auf der Vorhabenseite zusammen mit dem Referentenentwurf veröffentlicht, versendet bei-
spielsweise das Bundesministerium der Finanzen diese nur an Fachkreise, die im Rahmen der 
Verbändeanhörung beteiligt werden.4  

Laut der Begründung zur letzten Änderung der GGO im Jahr 2024 wird zur Erstellung von Sy-
nopsen gegenwärtig das Zusatzprogramm „eNorm-Bestandsrecht-Konverter“ eingesetzt5, das 
nur berechtigten Nutzer:innen zur Verfügung steht.6 

 
4 siehe beispielhaft: Anschreiben an Verbände und Fachkreise zum Jahressteuergesetz 2026 vom 
26.05.2026 
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abtei-
lungen/Abteilung_IV/21_Legislaturperiode/2026-05-19-JStG2026/Stellungnahme-00-anschrei-
ben.pdf?__blob=publicationFile&v=2  
5 Begründung der Änderung der GGO 
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2024/ggo-fussabdruck-sy-
nopsenpflicht.pdf?blob=publicationFile&v=1  
6 https://www.enorm.bund.de/eNorm/DE/Download/download_node.html  
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Datenbasis und Berechnung 
Im Folgenden wird untersucht, auf wie vielen Vorhabenseiten neben dem Referenten- bzw. Re-
gierungsentwurf auch eine Synopse bereitgestellt wurde.  

Im Unterschied zu Änderungsgesetzes stellen neu formulierte Stammgesetze den vollständi-
gen geplanten Gesetzestext dar, hier wird also keine Synopse benötigt. In der Auswertung wur-
den Stammgesetze daher nicht berücksichtigt. Entwürfe, die neben dem neuen Stammgesetz 
auch Änderungen an anderen Gesetzen enthalten, sind hingegen einberechnet. 

Nur BMJV veröffentlicht konsequent 
Bei 168 der 175 untersuchten Gesetzentwürfe handelt es sich zumindest teilweise um Ände-
rungsgesetze, hier war eine Synopse erforderlich. In nur 47 Fällen wurde diese auch tatsächlich 
veröffentlicht, das entspricht 28,0% der erforderlichen Synopsen.  

 

 

 

Zwischen den Bundesministerien zeigen sich dabei deutliche Unterschiede. Nur das Ministe-
rium der Justiz stellte zu einem überwiegenden Teil der Entwürfe die erforderliche Gegenüber-
stellung bereit. Mehr als die Hälfte der untersuchten Ministerien veröffentlichte keine einzige.  

Von 168 Vorhaben, für eine Synopse erforderlich gewesen wäre, wurde in 47 Fäl-
len auch eine Synopse veröffentlicht.  
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Verbesserungsvorschläge 
Änderungsgesetze sind ohne Synopse praktisch nicht zu verstehen, weder für Fachkreise noch 
für Journalist:innen oder interessierte Bürger:innen. Um eine fundierte Meinungsbildung und 
Presseberichterstattung zu ermöglichen, sollte eine Synopse daher grundsätzlich zusammen 
mit dem Referentenentwurf veröffentlicht werden, sofern es sich bei dem Entwurf nicht um ein 
reines Stammgesetz handelt.  

Schon in der Begründung zur letzten Änderung der GGO im Jahr 2024 war angegeben, dass 
zur Erstellung von Synopsen gegenwärtig das Zusatzprogramm „eNorm-Bestandsrecht-Kon-
verter“ im Einsatz ist, das „eine Erstellung von Synopsen auf Knopfdruck“ ermöglicht.7 Eine 
generelle Pflicht zur Erstellung sollte daher nur einen minimalen Zusatzaufwand für die Bun-
desministerien bedeuten.  

Da offenbar einige Ministerien, mindestens das BMF, Synopsen bereits als Anlage zur Verbän-
debeteiligung erstellen, gibt es keinen sachlichen Grund, diese nicht auch zu veröffentlichen.  

 
7 Begründung der Änderung der GGO 
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2024/ggo-fussabdruck-sy-
nopsenpflicht.pdf?blob=publicationFile&v=1  

Von 168 Vorhaben, für eine Synopse erforderlich gewesen wäre, hat nur das Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz diese auch in 34 von 39 Fällen bereitgestellt. Mehr als die Hälfte 
der Bundesministerien veröffentlichte keine einzige.  
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Zur Klarstellung sollte die Pflicht zur Veröffentlichung auch in der Gemeinsamen Geschäfts-
ordnung festgelegt werden. Hierzu kann die oben vorgeschlagene Änderung des §48 Abs. 2 
GGO ergänzt werden.  

Änderungsvorschlag: 

 § 48 Unterrichtung anderer Stellen 

[…] 

(2) Wird ein Gesetzentwurf den Ländern, den beteiligten Fachkreisen oder Verbänden 
beziehungsweise Dritten im Sinne von Absatz 1 zugeleitet, so ist er den Geschäftsstellen 
der Fraktionen des Deutschen Bundestages, dem Bundesrat und auf Wunsch Mitglie-
dern des Deutschen Bundestages und des Bundesrates zur Kenntnis zu geben und im 
Internet zu veröffentlichen. Dem Entwurf ist jeweils eine Synopse beizufügen.  

Wie im vorangegangenen Kapitel beschrieben, sollten auch Synopsen zudem in einem maschi-
nenlesbaren Format zur Verfügung gestellt werden.  
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Exekutiver Fußabdruck 

Hintergrund und bisherige Entwicklung 
Im Juni 2024 hat die damalige Bundesregierung in der Gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesministerien (GGO) festgelegt, dass in Gesetzentwürfe der Bundesregierung auch Anga-
ben zu Einflüssen von Interessenvertreter:innen enthalten soll, den sogenannten „Exekutiven 
Fußabdruck“. In der Begründung der Änderung wurde diese Vorgabe näher ausgeführt: 

„Die Wesentlichkeitsschwelle für die Darstellung der Einflussnahme beschränkt den 
Darstellungsumfang auf die Fälle, in denen eine Interessenvertretung im Sinne der 
Übernahme von Positionen tatsächlich zum Inhalt eines Gesetzentwurfs beigetragen 
hat, da dies besonders von öffentlichem Interesse ist. [...] Wesentlich ist die Interessen-
vertretung, wenn sie Niederschlag in der Ausrichtung der Hauptanliegen des Gesetz-
entwurfs gefunden hat oder durch sie der ursprünglich vorgesehene Inhalt des Gesetz-
entwurfs durch einen Vortrag in zentralen Fragen geändert worden ist.“ 8 

Auf die Auflistung aller Eingaben oder Anfragen ohne Auswirkungen auf den Inhalt wurde be-
wusst verzichtet, um die Nachvollziehbarkeit über erfolgreiche Einflussnahmen nicht zu er-
schweren.  

Der Fokus auf erfolgreiche Einflussnahmen war ein sinnvoller Schritt, der den exekutiven Fuß-
abdruck – in der Theorie – zu einem wichtigen Baustein für die Transparenz der Gesetzesvor-
bereitung machen kann. In der Praxis führt jedoch die Einschränkung auf einen „Niederschlag 
in der Ausrichtung der Hauptanliegen“ und „in zentralen Fragen“ dazu, dass die Angabe in 
vielen Fällen unvollständig bleibt. 

In der Vergangenheit wurde die Umsetzung dieser Vorgaben bereits mehrfach ausgewertet, 
bisher mit eher ernüchterndem Ergebnis. Die Allianz für Lobbytransparenz zog im Juni 2025 
eine Bilanz der ersten 12 Monate der neuen Anforderung und stellte für die damalige Bundes-
regierung aus SPD, Grünen und FDP fest: 

„Es handelt sich somit eher um eine Alibi-Fußspur statt um einen richtigen exekutiven 
Fußabdruck. Dies zeigt sich allein dadurch, dass die Bundesregierung ihrer Selbstver-
pflichtung in über 70% der Fälle gar nicht nachkommt und in weiteren ca. 21 % der 
Fußabdruck keinen wesentlichen Informationsmehrwert enthält.“ 9 

Der Verein LobbyControl e.V. aktualisierte im Dezember 2025 die Auswertung für die neuge-
wählte Bundesregierung. Ausgewertet wurden die ersten 91 Gesetzentwürfe (ohne Vertragsge-
setze) seit der Regierungsbildung im Mai 2025. Die Ministerien konnten unter (größtenteils) 

 
8 Begründung der Änderung der GGO 
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2024/ggo-fussabdruck-sy-
nopsenpflicht.pdf?__blob=publicationFile&v=1  
9 Allianz für Lobbytransparenz: Ein Jahr exekutiver Fußabdruck 
https://lobbytransparenz.com/wp-content/uploads/2025/06/20250601-Auswertung-Ein-Jahr-exekuti-
ver-Fussabdruck.pdf  
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neuer Führung die Quote deutlich verbessern: Statt bei 70 % fehlte die Angabe nur noch bei 
29,7 % der Entwürfe, einen Informationsmehrwert konnte LobbyControl immerhin in 14,3 % 
statt nur 9 % der Fälle feststellen.  

Insgesamt kommt aber auch diese Auswertung zu einem ähnlichen Fazit: 

„Bei einigen Gesetzentwürfen schafft der „exekutive Fußabdruck“ durchaus mehr Trans-
parenz über die Beteiligung und Einwirkung von Interessenvertretungen. Doch das gilt 
nur für eine kleine Minderheit. Bei den meisten Gesetzentwürfen fehlt entweder der 
Fußabdruck oder er besteht nur aus einer allgemeinen, belanglosen Aussage, die zur 
Transparenz nichts beiträgt.“ 10 

Die Richtung stimmt, aber der Weg ist noch weit 
Im Untersuchungszeitraum hat sich der positive Trend weiter fortgesetzt. In den 175 ausgewer-
teten Entwürfen fehlte die Pflichtangabe „Exekutiver Fußabdruck“ noch in 18,3 % der Fälle. Das 
BMJV geht hier mit gutem Beispiel voran: Von Beginn der Legislaturperiode an war der Fußab-
druck ausnahmslos in allen Entwürfen enthalten.  

Aber auch die übrigen Ministerien ziehen hier offenbar weiter nach: Nur fünf der Entwürfe ohne 
die Angabe stammen aus dem Jahr 2026, was vermuten lässt, dass weitere Nachbesserungen 
stattgefunden haben.  

 

 
10 LobbyControl e.V.: Derzeitige LobbyFußspur fast wirkungslos, 10.12.2025 
https://www.lobbycontrol.de/lobby-fussspur/derzeitige-lobby-fussspur-fast-wirkungslos-123475/  
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Inhaltlich konnte bei 18,9 % der Entwürfe ein Informationsmehrwert festgestellt werden, auch 
dies eine leichte Verbesserung zu den früheren Auswertungen. Weiterhin muss aber festgestellt 
werden, dass der weit überwiegende Teil der Gesetzentwürfe keine verwertbaren Informationen 
über Einflüsse von Dritten enthält. 

Die Einschätzung, ob die Angabe einen echten Informationsmehrwert bietet, ist natürlich in 
Teilen subjektiv. Sowohl die Allianz für Lobbytransparenz als auch LobbyControl haben in den 
früheren Auswertungen leicht unterschiedliche Kriterien angelegt, wann eine Abgabe als „An-
gabe ohne Informationsmehrwert“ zu werten ist. Beide werten aber die Anwendung der We-
sentlichkeitsschwelle als „Angabe ohne Informationsmehrwert“. Die Kriterien lassen sich dem-
nach auf folgende vereinen:  

 Angabe „kein wesentlicher Einfluss“ ohne weitere Ergänzungen 
z.B. „Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter oder beauftragte Dritte haben 
zum Inhalt des Gesetzentwurfs nicht wesentlich beigetragen.“ 

 Angabe „kein wesentlicher Einfluss“ mit Einschränkungen auf bestimmte Prozess-
schritte oder Formate 
z.B. „hat sich durch Vorträge von Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern 
sowie von der Bundesregierung beauftragten Dritten nicht wesentlich geändert“ 

  

Bei 18,9% der 175 ausgewerteten Gesetzentwürfe fehlte der exekutive Fußabdruck. Das Bundesmi-
nisterium der Justiz und für Verbraucherschutz hat als einziges Ministerium die Angabe in allen Ent-
würfen aufgeführt, in den Entwürfen des Bundesministeriums für Digitales und Staatsmodernisierung 
fehlt die Angabe in der Hälfte der Entwürfe. 
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 Angabe „kein wesentlicher Einfluss“ mit einigen belanglosen Angaben zum Verfah-
ren 
Als belanglose Angaben zählen z.B.: 

o die Angabe, dass eine Verbändebeteiligung stattgefunden hat, ohne konkrete 
(namentliche) Nennung der Beteiligten 

o Angaben zur europarechtlichen Notwendigkeit der Regelungen 
o Erläuterungen zu den Regelungen ohne Angaben von Einflüssen durch Dritte 

Um die Vergleichbarkeit zu erhalten, wurden für diese Auswertung dieselben Maßstäbe ange-
legt. Es ist zwar denkbar und realistisch, dass es bei einigen Gesetzentwürfen tatsächlich kei-
nen wesentlichen Einfluss durch Dritte gab – dies dürfte vor allem bei kleineren, wenig kom-
plexeren Vorhaben der Fall sein.  

Der hohe Anteil lässt diese Annahme aber unplausibel erscheinen. Insgesamt war in 143 Ent-
würfen ein exekutiver Fußabdruck angegeben. Bei 85 Entwürfen enthielt die Angabe keinen 
Informationsmehrwert, das entspricht 48,6% aller Entwürfe bzw. 59,4% der Entwürfe mit exe-
kutivem Fußabdruck. In weiteren 25 Entwürfen (14,3%) wurde angegeben, dass kein Einfluss 
stattgefunden hat, ohne Einschränkung auf einen „wesentlichen“ Einfluss. Bei allen Gesetzent-
würfen mit exekutivem Fußabdruck wurde eine Verbändeanhörung durchgeführt. 

Sollte es tatsächlich so sein, dass die Rückmeldungen aus den Beteiligungsverfahren „keinen“ 
oder „keinen wesentlichen Einfluss“ auf die Regelungen haben, drängt sich die Frage nach der 
Sinnhaftigkeit der Verfahren auf. 

 

 

 

 

Von den 175 ausgewerteten Entwürfen enthielten 32 gar keinen exekutiven Fuß-
abdruck, bei 85 Entwürfen lieferte die Angabe keinen Informationsmehrwert. Wei-
teren 25 Entwürfe enthalten die Angabe, dass kein Einfluss stattgefunden hat, 
ohne Verweis auf die Wesentlichkeitsschwelle.  
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Die Angabe „kein Einfluss“ wird hier gesondert ausgewiesen, da hier kein Bezug auf die We-
sentlichkeitsschwelle genommen wird. Ob es sich dabei aber um einen echten Informations-
mehrwert handelt, kann bezweifelt werden, zumal sich darunter auch sehr komplexe und um-
fangreiche Vorhaben wie das Krankenhausreformanpassungsgesetz (KHAG) oder das Infra-
struktur-Zukunftsgesetz finden.  

Auffällig ist dabei außerdem, dass die Angabe „kein Einfluss“ in den Entwürfen des BMJV kein 
einziges Mal vorkommt. Das deutet auf eine uneinheitliche Interpretation der Vorschrift durch 
die Bundesministerien hin.  

Unplausibel erscheint auch, dass es gleich fünf Ministerien gibt (inklusive BMVg und BMWSB, 
hier unter Übrige dargestellt), in denen kein einziger Entwurf in irgendeiner Weise durch die 
Eingaben von Interessenvertreter:innen und Fachkreisen beeinflusst wurde. In diesem Fall 
wäre fraglich, ob in den Häusern überhaupt eine Offenheit für fachliche Eingaben von außen 
gegeben ist. Erneut stellt sich die Frage nach dem Sinn einer Verbändebeteiligung, wenn deren 
fachliche Einschätzung keinerlei Eingang in den Entwurfstext findet. 

 
 
 

 

Ausgewertet wurden 143 Entwürfe, in denen ein exekutiver Fußabdruck angegeben war. Im BMDS, 
BMLEH, BMI und zwei der übrigen Ministerien hatte demnach keine Eingabe aus den Verbändean-
hörung einen wesentlichen Einfluss auf den Gesetzentwurf. Auf der anderen Seite gab es im BMJV 
keinen Entwurf, in dem „kein Einfluss“ angegeben wurde.  
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Bekannte Einflussnahmen fanden keinen Eingang 
In zwei Fällen konnten wir feststellen, dass die Angaben im exekutiven Fußabdruck offenbar 
nicht vollständig sind: Öffentlich bekannte, mögliche Einflussnahmen wurden in den Gesetz-
entwürfen nicht erwähnt.  

Zum Strom-Versorgungssicherheits- und Kapazitätengesetz (StromVKG) führte das BMWE im 
Gesetzentwurf nur einige allgemeine Angaben auf: 

„In der letzten Legislaturperiode hat das damalige Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz eine umfassende öffentliche Konsultation nach den europäischen Leit-
linien für staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen (KUEBLL) zur Kraft-
werksstrategie durchgeführt, die am 23. Oktober 2024 beendet wurde.  

Zudem hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie zwei Fachgespräche zur 
weiterentwickelten Kraftwerksstrategie mit den einschlägigen Verbänden durchgeführt, 
eines am 4. März 2026 und eines am 24. März 2026. Dabei wurden die konzeptionellen 
Überlegungen des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie vorgestellt und dis-
kutiert, nicht aber der Gesetzentwurf.“ 11 

Wie DER SPIEGEL im April berichtete, gab es aber sehr wohl Einflüsse von dritter Seite auf den 
Gesetzentwurf.12 Recherchen des Magazins zufolge hatte der Energiekonzern EnBW auf Bitten 
des Ministeriums konkrete Formulierungsvorschläge zu dem Gesetzentwurf eingereicht, die 
später auch im Lobbyregister einsehbar waren.13 Im exekutiven Fußabdruck wird die Eingabe 
nicht erwähnt. 

Auch im Fall des Neuntes Gesetz zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes scheint mindes-
tens eine Angabe über eine wesentliche, erfolgreiche Einflussnahme zu fehlen. Das BMF gibt 
im Gesetzentwurf den exekutiven Fußabdruck nur eine Einflussnahme an: 

„Der Wegfall der Betragsgrenzen von vereinbaren Tätigkeiten bei der Befugnis der Lohn-
steuerhilfevereine (§ 4 Absatz 2 StBerG-E) beruht auf einer Anregung des Bundesver-
bandes der Lohnsteuerhilfevereine e. V.; auf die konkrete Ausgestaltung der Regelung 
wurde kein Einfluss genommen.  

Im Übrigen hat es seit dem 1. Juli 2024 keine wesentlichen Einflussnahmen von Ver-
bänden auf den Inhalt des Gesetzentwurfs gegeben.“ 14 

Im Vorfeld hatten jedoch mehrere Medien, unter anderem das Handelsblatt, von einem Konflikt 
rund um eine Konkretisierung des Fremdbesitzverbots für Steuerberatungs-kanzleien berich-

 
11 Strom-Versorgungssicherheits- und Kapazitätengesetz, Drs. 21/6998 
12 DER SPIEGEL: Reiche-Ministerium bat Gaslobby um Argumente für Gaskraftwerke https://www.spie-
gel.de/wirtschaft/katherina-reiches-ministerium-bat-enbw-um-argumente-fuer-gaskraftwerke-a-
1ce69ada-8eff-444b-a7f9-4eaf4d6e5447  
13 https://www.lobbyregister.bundestag.de/media/67/f1/721321/Stellungnahme-Gutachten-
SG2604100001.pdf  
14 Neuntes Gesetz zur Änderung des Steuerberatungsgesetzes, Drs. Nr. 21/4550 
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tet. Steuerberaterkammern sprachen sich dabei für dieses Verbot aus, Private-Equity-Investo-
ren waren dagegen. Die unterschiedlichen Positionen lassen sich auch den Stellungnahmen 
der Kohlberg Kravis Roberts GmbH15, der WTS Tax AG16 und der Bundessteuerberaterkammer17 
entnehmen.  

In einem früheren Referentenentwurf18 war das Fremdbesitzverbot noch enthalten, der Regie-
rungsentwurf sah die Änderung nicht mehr vor. Unserer Ansicht nach hätte daher im exekutiven 
Fußabdruck aufgeführt werden müssen, dass das BMF in dieser Frage den Eingaben aus der 
Private-Equity-Branche gefolgt ist.  

Justizministerium demonstriert vorbildliche Umsetzung 
In den untersuchten Entwürfen finden sich aber auch eine Reihe positiver Beispiele, die zur 
Nachvollziehbarkeit des Gesetzgebungsprozesses beitragen und die für zukünftige Vorhaben 
als Vorbild dienen können. Der exekutive Fußabdruck im Dritten Gesetz zur Änderung des Ge-
setzes gegen den unlauteren Wettbewerb sticht darunter besonders hervor: 

„Aufgrund der ersten gemeinsamen Stellungnahme mehrerer Wirtschaftsverbände 
([Aufzählung der einzelnen Verbände]) zum Diskussionsentwurf wurde der Erfüllungs-
aufwand für die Wirtschaft überarbeitet.  

Nach der Überarbeitung gingen folgende weitere Stellungnahmen ein, aufgrund derer 
der Erfüllungsaufwand erneut überarbeitet wurde: ([Aufzählung der einzelnen Stellung-
nahmen]) 

Ebenfalls wegen der ersten gemeinsamen Stellungnahme der Wirtschaftsverbände und 
wegen der Stellungnahme der Deutschen Vereinigung für gewerblichen Rechtsschutz 
und Urheberrecht e. V. (GRUR) wurde eine Klarstellung aufgenommen, dass die Rege-
lung des § 5 Absatz 3 Nummer 3 UWG-E nur im Verhältnis von Unternehmern zu Ver-
brauchern gilt. 

Aufgrund der Stellungnahme des Gesamtverbands der Deutschen Versicherungswirt-
schaft e. V. wurde in der Begründung zu § 5 Absatz 3 Nummer 3 UWG-E klargestellt, 
welche Qualifikation unabhängige externe Sachverständige aufweisen müssen.  

Wegen der Stellungnahme der GRUR wurde im gesamten Entwurf der Begriff „Gewer-
betreibender“ durch „Unternehmer“ ersetzt und es wurden die Definitionen von „Funk-
tionalität“ und „Haltbarkeit“ in § 2 Absatz 3 Nummer 1 und 2 UWG-E ausformuliert.  

Aufgrund der Stellungnahmen [Aufzählung der einzelnen Stellungnahmen] wurde der 
Begriff „Werbung“ in § 2 Absatz 2 Nummer 5 UWG n.F. und in Nummer 23d Buchstabe 
c) des Anhangs in „kommerzielle Kommunikation“ geändert.  

 
15 https://bundestagszusammenfasser.de/wp-content/uploads/stellungnahmen/1002/Stellungnahme-
Gutachten-SG2509250013.pdf  
16 https://bundestagszusammenfasser.de/wp-content/uploads/stellungnahmen/1002/Stellungnahme-
Gutachten-SG2509300249.pdf  
17 https://bundestagszusammenfasser.de/wp-content/uploads/stellungnahmen/1002/BStBK_2025-
25_2025-09-18_Stellungnahme_BMF-RefE_9._StBAEndG.pdf  
18 https://bundestagszusammenfasser.de/wp-content/uploads/rewp21/1002-ReferentenentwurfSteuer-
berater.pdf  



Transparenz der Gesetzgebungsverfahren 
Auswertung Juli 2025 – Juli 2026 

19 
 

Wegen der Stellungnahme des vzbv e. V. wurde das Regelungskonzept des Warenbe-
griffes überarbeitet und in die neue Nummer 23d des Anhangs überführt. 

Aufgrund der Stellungnahmen der [Aufzählung der einzelnen Stellungnahmen]  wurde 
nur ein Dark Pattern gegenüber Verbraucherinnen und Verbrauchern beim Fernabsatz 
von Finanzdienstleistungen verboten.“ 19 

Das BMJV listet hier minutiös auf, welche konkreten Eingaben zu welchen Änderungen geführt 
haben. Die namentlichen Auflistungen wurden hier aus Gründen der Übersichtlichkeit gekürzt, 
sind in der Drucksache aber vollständig enthalten. Die aufgeführten Stellungnahmen sind zu-
dem auf der Vorhabenseite verlinkt, so dass alle Angaben vollständig nachvollzogen werden 
können. Gemessen an den Vorgaben der GGO ist diese Umsetzung als vorbildlich zu bewerten. 

Verbesserungsvorschläge 
Bei der Umsetzung der Pflichtangabe des exekutiven Fußabdrucks sind seit der Einführung vor 
drei Jahren Fortschritte zu erkennen, die Geschwindigkeit lässt jedoch noch Wünsche offen. 
Weiterhin werden bei zwei Dritteln der Vorhaben „keine wesentlichen Einflüsse“ ausgewiesen, 
in einigen Fällen sind durch Presseberichte Einflüsse bekannt geworden, die sich nicht im Fuß-
abdruck widerspiegelten.  

Insgesamt scheinen durch die Einschränkung auf „wesentliche Einflüsse“ zu viele Informatio-
nen verlorenzugehen, die für eine fundierte demokratische Meinungsbildung von zentraler Be-
deutung sind. In §43 Abs. 1 Nr. 13 GGO sollte daher das Wort „wesentlich“ gestrichen und die 
Ministerien angehalten werden, alle erfolgreichen Einflussnahmen im exekutiven Fußabdruck 
darzulegen.  

Änderungsvorschlag: 

§ 43 Begründung 

(1) […] 

13. inwieweit Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter sowie beauftragte Dritte 
wesentlich zum Inhalt des Gesetzentwurfs beigetragen haben („Exekutiver Fußab-
druck“).  

Das sich dadurch der Aufwand für die Ausarbeitung von Gesetzentwürfen erhöht, liegt in der 
Natur der Sache, kann aber durch eine weitere Digitalisierung der Prozesse deutlich reduziert 
werden. Die Allianz für Lobbytransparenz hat bereits 2023 einen Lösungsvorschlag für ein ein-
heitliches Online-Konsultationsverfahren ausgearbeitet, das den Beteiligungsprozess mit dem 
Lobbyregister verzahnt und sowohl die Nachvollziehbarkeit für die Öffentlichkeit als auch die 
Verfahrensführung in den Ministerien deutlich verbessern könnte.20 Ein solches Online-Konsul-
tationsverfahren könnte auch eine automatische Erzeugung des exekutiven Fußabdrucks auf 

 
19 Drittes Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, Drs. Nr. 21/1855 
20 https://lobbytransparenz.com/wp-content/uploads/2023/08/Loesungsvorschlag-LobbyRG-Gleicher-
Inhalt-weniger-Bruerokratie.pdf  
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Basis von Stellungnahmen und Lobbyregistereinträgen ermöglichen – bei minimalem Aufwand 
für die zuständigen Referate.  

Bis zur technischen Implementierung dieser automatischen Ermittlung des Fußabdrucks be-
darf es übergangsweise einer Kontrollinstanz, um die Vollständigkeit der Angaben sicherzu-
stellen. Die Überprüfung des exekutiven Fußabdrucks sollte daher in die obligatorische Rechts-
förmlichkeitsprüfung durch das Bundesministerium der Justiz aufgenommen werden.  
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Verbändebeteiligung 

Hintergrund 
Gesetzentwürfe der Bundesministerien werden vor Kabinettsbeschluss auch Ländern, kommu-
nalen Spitzenverbänden sowie Fachkreisen zugeleitet, wenn deren Belange betroffen sind. Län-
der und Verbände erhalten so die Möglichkeit, zu dem Entwurf Stellung zu nehmen. Geregelt 
ist dies in §47 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO). Die Vor-
schrift enthält jedoch keine Vorgaben, welche Verbände zu berücksichtigen sind oder inwiefern 
die Ministerien eine ausgewogene Beteiligung verschiedener Interessengruppen sicherzustel-
len hat. Im praktischen Alltag pflegt jedes Bundesministerium – möglichweise auch jede Ab-
teilung – einen eigenen E-Mail-Verteiler, an den die Entwürfe versendet werden. Die Listen der 
Empfänger sind nicht öffentlich einsehbar. 

Bei den Stellungnahmen handelt es sich um fachliche Bewertungen der vorgeschlagenen Re-
gelungen aus Sicht der betroffenen Bevölkerungsgruppen, Unternehmen und Branchenver-
bände. Diese Organisationen sind durch ihre Tätigkeit besonders qualifiziert, die Auswirkungen 
der gesetzlichen Regelungen einzuschätzen.  

Jede einzelne Stellungnahme spiegelt dabei naturgemäß die Perspektive und Interessen der 
jeweiligen Organisation wider. Die Gesamtheit der unterschiedlichen Stellungnahmen ermög-
licht jedoch einen fundierten und faktenbasierten politischen Diskurs, indem sie verschiedene 
praktische Erfahrungen, fachliche Einschätzungen und potenzielle Auswirkungen der geplanten 
Regelungen sichtbar macht. Mit der Veröffentlichung der Stellungnahmen fördern die Bundes-
ministerien daher nicht nur die Transparenz des Gesetzgebungsprozesses, sondern verbessern 
auch die Qualität des politischen Diskurses. 

Veröffentlichung von Stellungnahmen 

Datenbasis und Bewertungsmaßstab 
Im Untersuchungszeitraum wurden für 167 Gesetzentwürfe nachweislich oder sehr wahrschein-
lich eine Verbändeanhörung durchgeführt, bei acht Vorhaben gab es aus unterschiedlichen 
Gründen keine Beteiligung. Für vier davon – etwa der Änderung des Sprengstoffgesetzes oder 
der Dritten Änderung des Transplantationsgesetzes – hat die Anhörung bereits in der vorheri-
gen Legislaturperiode stattgefunden und wurde von der aktuellen Bundesregierung nicht wie-
derholt. 

Bei anderen, wie dem Gesetz zur Überleitung von Aufgaben bei Umwandlungsmaßnahmen der 
Deutschen Post AG, war aufgrund mangelnder Betroffenheit keine Anhörung erforderlich.  

Zur Veröffentlichung von Stellungnahmen äußert sich die GGO nicht, die Bundesministerien 
haben jedoch vereinbart, diese zu veröffentlichen, soweit die Absender der Veröffentlichung 
nicht widersprochen haben. Auf diese Vereinbarung wird unter anderem auf der Übersichtsseite 
zu Gesetzgebungsverfahren des BMI hingewiesen: 
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„Die Bundesregierung hat sich mit der Teilnahme an der Open Government Partnership 
zur Offenheit und Transparenz im Regierungshandeln bekannt. Die Bundesministerien 
haben daher beschlossen, alle Gesetzentwürfe seit Beginn der 18. LP und die im Rah-
men der sogenannten Verbändebeteiligung eingeholten Stellungnahmen im Internet zu 
veröffentlichen.“ 21 

Es gibt leider keine öffentlich bekannte Vereinbarung darüber, wann die Veröffentlichung der 
Stellungnahmen zu erfolgen hat. Im Sinne der Transparenz sollte dies unserer Ansicht nach 
spätestens zum Beschluss im Kabinett erfolgen, bevor der Entwurf in das parlamentarische 
Verfahren eingeht. Zu diesem Zeitpunkt kann von einer finalen Entscheidung der Bundesregie-
rung gesprochen werden, weitere Änderungen obliegen in erster Linie dem Bundestag. Die 
Öffentlichkeit sollte daher an diesem Punkt nachvollziehen können, wie die Entscheidung der 
Bundesregierung zustande gekommen ist und sollte in die Lage versetzt werden, die vorge-
schlagenen Regelungen zu bewerten.  

Aus diesem Grund ist in der weiteren Bewertung eine Veröffentlichung der Stellungnahmen vor 
Eingang im Bundesrat bzw. Bundestag maßgeblich. Eine spätere Veröffentlichung wird als 
„nicht veröffentlicht“ gewertet.  

Großteil der Stellungnahmen wird pünktlich veröffentlicht 
Im Untersuchungszeitraum wurden die Stellungnahmen aus 148 der 167 Beteiligungsphasen 
vor Eingang ins parlamentarische Verfahren veröffentlicht, das entspricht einer Veröffentli-
chungsquote von 88,6 %.  

Insgesamt zeigen sich die Ministerien also erfreulich konsequent, was die zeitnahe Veröffent-
lichung angeht. Fünf Ministerien erreichten eine Veröffentlichungsquote von 100%, mit dem 
Bundesministerium der Gesundheit gibt es nur ein Ministerium, dessen Quote unter 80% liegt.  

 

 

 

 

 

 

 
21 https://www.bmi.bund.de/SiteGlobals/Forms/suche/gesetzgebungsverfahren-formular.html  
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Gründe für eine fehlende Veröffentlichung 
Zu Vorhaben, für die auch nach Einleitung des parlamentarischen Verfahrens keine Stellung-
nahmen veröffentlicht wurden, wurden stichprobenartig Anfragen an die Bundesministerien ge-
stellt, um die Gründe zu erfragen. Kurze Zeit nach der Anfrage waren in einigen Fällen die 
Stellungnahmen dann doch auf den Vorhabenseiten verfügbar – ein kausaler Zusammenhang 
zur Anfrage wurde nicht bestätigt, meist wurden die Anfragen dann nur mit der Zusendung des 
Links zur Vorhabenseite beantwortet.   

Einzig das BMUKN hat im Zusammenhang mit der Änderung des Elektro- und Elektronikgerä-
tegesetzes eingestanden, dass es sich bei der unterlassenen Veröffentlichung um ein Versehen 
handelte: 

„Entgegen unserer üblichen Praxis war versehentlich keine Veröffentlichung der Stel-
lungnahmen erfolgt. Wir bedauern dies und werden die Veröffentlichung im Interesse 
der Vollständigkeit und Nachvollziehbarkeit sobald als möglich nachholen.“22 

Die Veröffentlichung erfolgte kurz nach dieser Ankündigung.   

 
22 Sprecher des BMUKN per Mail am 02.02.2026 

Ausgewertet wurden 167 Gesetzgebungsvorgänge, zu denen eine Verbändeanhörung durchgeführt 
wurde. Das BMDS und das BMUKN veröffentlichten zu allen Anhörungen die Stellungnahmen spä-
testens bei Kabinettsbeschluss. 
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Wenn Gründe genannt werden, waren diese oft unbefriedigend. Das Fehlen der Stellungnah-
men zum Aktivrentengesetz begründete ein Sprecher des Bundesministeriums der Finanzen 
mit dem hohen Zeitdruck während des Verfahrens: 

„Vor dem Hintergrund der engen Fristenlage (stark verkürzte Reaktionsfristen) im Ge-
setzgebungsverfahren konnte eine Veröffentlichung aus praktischen Gründen nicht 
durchgeführt werden.“ 23 

Was genau unter diesen „praktischen Gründen“ zu verstehen ist und warum sie das Ministerium 
bis heute davon abhalten, die Stellungnahmen nachträglich zu veröffentlichen, bleibt unklar.  

Für das BMAS fehlen weiterhin die Stellungnahmen für das Gesetz zur Durchführung der Ver-
ordnung (EU) 2024/2748 zu Notfallverfahren aufgrund eines Binnenmarkt-Notfalls bei Gasge-
räten und PSA, das am 26. März 2026 vom Bundestag verabschiedet wurde. Eine Sprecherin 
des Ministeriums teilte hierzu mit: 

„Die Verbändebeteiligung für den Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Verord-
nung (EU) 2024/2748 in Bezug auf Notfallverfahren aufgrund eines Binnenmarkt-Not-
falls bei Gasgeräten und PSA erfolgte im Zeitraum vom 14.08.2025 bis 08.09.2025. […] 
Sofern die Verbände zum jeweiligen Gesetzentwurf Stellungnahmen übersendet haben, 
wurden diese veröffentlicht, vorausgesetzt, dass sie den Anforderungen des Daten-
schutzes und der Barrierefreiheit entsprachen und der Verband einer Veröffentlichung 
der Stellungnahme zugestimmt hat.“ 24 

Auf der Vorhabenseite findet sich jedoch kein Hinweis darauf, ob und wie viele Absender einer 
Veröffentlichung widersprochen haben.25 Eine Veröffentlichung aufgrund mangelnder Barriere-
freiheit zurückzuhalten, erscheint unverhältnismäßig und entspricht auch nicht der üblichen 
Vorgehensweise des Ministeriums – bei anderen Vorhaben werden diese trotzdem veröffent-
licht und mit dem Vermerk „derzeit nicht barrierefrei“ versehen. 26 

Das Bundesministerium des Inneren teilte in zwei Fällen mit, das im Rahmen der Verbändebe-
teiligung keine Stellungnahmen eingegangen seien. Das betraf zum einen das Gesetz über den 
Informationsaustausch zwischen den Strafverfolgungsbehörden der Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union27, zum anderen die Dritte Änderung des Vereinsgesetzes28.  

Dass dieser Fall offenbar nur beim BMI auftritt – im Falle des Vereinsgesetzes noch dazu bei 
einem Gesetzentwurf, der rund 15.000 Vereine betrifft – wirft Fragen auf, die aber im Rahmen 
dieser Auswertung nicht geklärt werden konnten.   

 
23 Sprecher des BMF per Mail am 02.02.2026 
24 Sprecherin des BMAS per Mail am 30.01.2026 
25 https://www.bmas.de/DE/Service/Gesetze-und-Gesetzesvorhaben/gesetz-durchfuehrungsbestim-
mungen-gasgeraetefuehrungsgesetz-psa-dg.html  
26 siehe beispielhaft die Vorhabenseite zum Leistungsrechtsanpassungsgesetz unter 
https://www.bmas.de/DE/Service/Gesetze-und-setzesvorhaben/leistungsrechtsanpassungsgesetz.html  
27 Sprecher des BMI  per Mail am 30.01.2026 
28 Schriftliche Antwort des BMI auf IFG-Anfrage vom 06.06.2026 
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Ob die Stellungnahmen tatsächlich immer vollständig veröffentlicht wurden, kann nicht über-
prüft werden. Wie bereits erwähnt, sind die Listen der Beteiligten nicht öffentlich einsehbar, 
sondern existieren nur als E-Mail-Verteiler in den Bundesministerien.  

Weitere Hürde: Uneinheitliche Bereitstellung 
Auch wenn die Stellungnahmen recht zuverlässig veröffentlicht werden, erschweren die unein-
heitliche und weiterhin dokumentenzentrierte Form ihrer Bereitstellung die Nachvollziehbarkeit 
des Beteiligungsprozesses. Nahezu alle Stellungnahmen werden als wenig barrierefreie und 
kaum maschinenlesbare PDF-Dateien bereitgestellt.  

In der Art und Weise der Bereitstellung überbieten sich die Bundesministerien in Kreativität: 
Während viele die Stellungnahmen direkt auf der Vorhabenseite verlinken, stellt das BMJV die 
Sammlung als ZIP-Datei bereit. Eine besonders kreative Lösung mit Zusatzaufwand hat das 
Bundeslandwirtschaftsministerium: Hier werden die einzelnen Stellungnahmen noch einmal in 
einer neuen Sammel-PDF-Datei zusammengestellt, was (vermutlich) nicht nur einen weiteren 
Arbeitsschritt im Ministerium erfordert, sondern auch die Auswertung einzelner Stellungnah-
men zusätzlich erschwert.  

Das BMWE hat hier mit einen eigenen Open-Data-Portal eine sinnvolle Richtung eingeschla-
gen. Hier werden die Rückmeldungen der Verbände vermehrt per Online-Abfrage mit der Um-
frage-Software „SurveyXAct“ abgefragt, was theoretisch im Nachhinein eine maschinenlesbare 
Bereitstellung in verschiedenen offenen Formaten ermöglichen würde. Tatsächlich werden die 
Ergebnisse aktuell entweder im Excel-Format oder weiterhin als PDF exportiert und in einer 
ZIP-Datei online gestellt. 

Bei der Gestaltung der Online-Formulare zur Erfassung der Rückmeldungen scheint es zudem 
noch Verbesserungsbedarf zu geben, da einige Absender trotz Online-Erfassung PDF-Stellung-
nahmen per Mail einreichen. In der Stellungnahme zum StromVKG schreibt das Niedersächsi-
sche Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz dazu: 

„Da in der Stellungnahme auch einige grundsätzliche Erwägungen dargelegt werden, 
die sich nicht durchgehend den in der Online-Eingabemaske angegebenen Abschnitten 
zuordnen lassen sowie teilweise die dort vorgesehene Zeichenzahl übersteigen, erfolgt 
die Abgabe der Stellungnahme nicht über den bereitgestellten Link, sondern es wird 
das anliegende PDF-Dokument übermittelt.“ 29 

Der Ansatz des BMWE ist aus Sicht eines transparenten Gesetzgebungsprozesses grundsätz-
lich sehr lobenswert. Die volle Wirkung entfaltet dieser Weg jedoch erst, wenn alle Bundesmi-
nisterien sich hier auf einen einheitlichen Standard einigen können und diesen auch vollständig 
umsetzen.  

  

 
29 https://bundestagszusammenfasser.de/wp-content/uploads/stellungnahmen/1225/056_MU.pdf  



Transparenz der Gesetzgebungsverfahren 
Auswertung Juli 2025 – Juli 2026 

26 
 

Verbesserungsvorschläge 
Die Stellungnahmen der Verbändeanhörung liefern wichtige Informationen, sowohl für die 
Nachvollziehbarkeit des Gesetzgebungsprozesses als auch für die inhaltliche Bewertung der 
Vorhaben. Sie leisten damit einen essenziellen Beitrag zu einer fundierten Meinungsbildung. 
Die Veröffentlichung aller Stellungnahmen sollte daher in der Regel deutlich vor dem Kabi-
nettsbeschluss erfolgen, um einen breiten, öffentlichen Diskurs zu ermöglichen. Um für eine 
größere Verbindlichkeit zu sorgen, sollte dies in der Gemeinsamen Geschäftsordnung explizit 
festgelegt werden.  

Auch hier kann das von der Allianz für Lobbytransparenz vorgeschlagene Online-Konsultati-
onsverfahren einen wichtigen Beitrag sowohl zur Transparenz als auch zum Bürokratieabbau 
leisten. Die Online-Plattform sollte so ausgestaltet sein, dass eine Stellungnahme nach Frei-
gabe durch den Absender umgehend auf einer zentralen Plattform veröffentlicht wird, ein ei-
gener Upload durch die Ministerien könnte somit wegfallen. Die Abfrage von Stellungnahmen 
per Open-Data-Portal, wie es bereits im BMWE zum Einsatz kommt, kann hier einen guten Aus-
gangspunkt darstellen.  

Wie bereits erwähnt, werden Entwürfe derzeit per Mail an diverse, nicht öffentliche Mailverteiler 
versendet. So kann einerseits nicht nachvollzogen werden, welche Organisationen über die 
Möglichkeit zur Stellungnahme informiert wurden, andererseits kommt es immer wieder vor, 
das einzelne Verbände nicht berücksichtigt werden. Ein einheitliches Online-Konsultationsver-
fahren könnte auch hier für mehr Chancengleichheit, Ausgewogenheit und Transparenz des 
Beteiligungsverfahrens sorgen: Interessengruppen könnten sich für die Beteiligungsverfahren 
zu bestimmten Themen registrieren und die Liste der beteiligten Organisationen wäre öffent-
lich einsehbar, ohne zusätzlichen Aufwand in den Ministerien zu erzeugen.  
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Dauer der Verbändebeteiligung 
Die Dauer der Beteiligungsphase stößt in vielen Verbänden immer wieder auf Kritik, die sich 
auch in den Stellungnahmen niederschlägt. Die Transparenz des Verfahrens für die breite Öf-
fentlichkeit ist hiervon nur bedingt betroffen, sie erfährt typischerweise erst hinterher davon. 
Für die Qualität des Gesetzgebungsverfahrens kann die Dauer der Beteiligungsphase jedoch 
von erheblicher Bedeutung sein.  

Im Koalitionsvertrag der Bundesregierung haben die Regierungsparteien eine Vereinbarung 
zum angestrebten Umfang der Beteiligung: 

„Bereits in der Frühphase von Gesetzgebungsverfahren werden wir Praxischecks durch-
führen und Betroffene sowie Vollzugsexperten und -expertinnen aus Bund, Ländern und 
Kommunen mit angemessenen Fristen (in der Regel vier Wochen) beteiligen.“ 30 

Die angestrebten vier Wochen gehen auf Forderungen von regelmäßig beteiligten Verbänden 
zurück. Kürzere Fristen erschwerten es demnach den beteiligten Organisationen, Referenten-
entwürfe umfassend zu prüfen, ihre Mitgliedsorganisationen einzubeziehen und die prakti-
schen Auswirkungen der vorgeschlagenen Regelungen sorgfältig zu bewerten.  

Bei extrem kurzen Beteiligungsfristen besteht das Risiko, dass wichtige fachliche Hinweise oder 
unerkannte Probleme erst in späteren Phasen des Gesetzgebungsverfahrens auffallen oder gar 
nicht in den politischen Diskurs einfließen. Wenn sich selbst Fachkreise außerstande sehen, in 
der gegebenen Zeit die Auswirkungen eines Gesetzentwurfs zu beurteilen, ist dies für die 
Presse und die breite Öffentlichkeit praktisch ausgeschlossen. Ein faktenbasierter Diskurs ist 
dann nicht mehr möglich. Eine ausreichende Beteiligungsfrist liegt daher auch im allgemeinen 
öffentlichen Interesse. 

Datenbasis und Bestimmung des Beteiligungszeitraums 
Von den 175 Gesetzentwürfen im Untersuchungszeitraum konnte für 157 Verfahren die  Betei-
ligungsfrist ausgewertet werden. Bei acht Vorgängen hat laut Angaben der zuständigen Res-
sorts keine Verbändebeteiligung stattgefunden, für zehn weitere waren zum Zeitpunkt der Un-
tersuchung keine auswertbaren Daten verfügbar.  

Zur Berechnung der Dauer der Beteiligungsfrist wurden Daten aus verschiedenen Quellen her-
angezogen. Einige Ministerien, etwa BMWE, BMDS oder gelegentlich das BMI, geben Start 
und/oder Frist schon vorab auf der Vorhabenseite oder bei Veröffentlichung der Stellungnah-
men an.  

Wurden die Daten nicht von den Ministerien selbst bekanntgegeben, waren die Stellungnah-
men selbst die wichtigste Quelle. Einige Absender:innen äußern sich in den Stellungnahmen 
zum Eingangsdatum der Aufforderung sowie zur Frist für die Einreichung einer Stellungnahme. 
Diese Ausschnitte wurden KI-gestützt extrahiert und separat gespeichert, was ein schnelles 

 
30 Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, Zeile 1869 
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Auffinden der relevanten Passagen ermöglichte. Die Prüfung der extrahierten Angaben und die 
Erfassung der Daten erfolgte manuell.  

Für 86 von 157 Beteiligungsphasen konnten die Daten entweder den Vorhabenseiten oder den 
Stellungnahmen entnommen werden.  

Für die übrigen 71 Verfahren wurde der Zeitraum auf Basis anderer Daten geschätzt: Wenn kein 
Startdatum ermittelt werden konnte, wurde das Datum des Referentenentwurfs zur Berechnung 
herangezogen, da die Verbändebeteiligung typischerweise am selben Tag oder sehr kurz vor 
oder nach der Veröffentlichung eingeleitet wird. Konnte keine Frist ermittelt werden, wurde das 
Datum der spätesten Stellungnahme verwendet. Bei sehr kurzen Fristen ist das im Regelfall der 
letzte Tag der Frist, bei längeren Fristen kann der Zeitraum durch die Schätzmethode kürzer 
geschätzt werden, als er tatsächlich war.  

Vier-Wochen-Regel nur bei einem Drittel eingehalten 
Das Ziel, „in der Regel vier Wochen“ zu gewähren, konnte im Untersuchungszeitraum nur bei 
knapp einem Drittel der Vorhaben eingehalten werden (50 von 157 ausgewerteten Verfahren, 
31,8%).  

Bei ebenso vielen Beteiligungsverfahren betrug die Frist zwischen 14 und 27 Tagen, in gut 
einem weiteren Drittel der Fälle bekamen die Verbände weniger als zwei Wochen Zeit für die 
Prüfung der oft umfangreichen Referentenentwürfe.  

 

 

 

  

Ausgewertet wurden 157 Gesetzgebungsvorgänge, zu denen der Zeitraum 
der Verbändeanhörung ermittelt oder geschätzt werden konnte. Nur für 50 
Beteiligungsphasen wurde eine Frist von mehr als vier Wochen gewährt. 
Bei 27 Anhörungen betrug die Frist weniger als eine Woche.  
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In 27 Fällen (17,2 %) betrug die Frist zur Stellungnahme sogar weniger als eine Kalenderwoche. 
Schlusslicht der Auswertung ist die Beteiligungsphase für das Gesetz zur Änderung des Liefer-
kettensorgfaltspflichtengesetzes, hier setzte das BMAS eine Frist von nur wenigen Stunden, 
was in nahezu allen Stellungnahmen nachdrücklich kritisiert wird: 

„Der Referentenentwurf wurde am Freitag, 29. August 2025, um 11.30 Uhr an die Ver-
bände gesendet; die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme endete am Freitag, 
29. August 2025, Dienstschluss. Damit wird eine ausreichende Prüfung des Entwurfs 
erschwert und den Verbänden die angemessene Einbindung ihrer Mitgliedschaft nicht 
ermöglicht.“ 

– Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 31 

 
„Abschließend bleibt festzuhalten, dass die Bundesregierung mit der extrem kurzen 
Frist von 8 Stunden zur Stellungnahme den eigenen Anspruch an eine partizipative Po-
litikgestaltung klar verfehlt. Eine sachgerechte und fundierte Beteiligung von Verbän-
den und Stakeholdern war unter diesen Bedingungen nur sehr schwer möglich. Damit 
wurde nicht nur das Vertrauen in den politischen Prozess geschwächt, sondern auch der 
Eindruck verstärkt, dass eine ernsthafte gesellschaftliche Diskussion über die funda-
mentalen Änderungen am Lieferkettengesetz nicht gewollt ist.“ 

– Bundesverband Nachhaltige Wirtschaft e.V. 32 

 

Die Dauer der Beteiligungsfristen ist dabei unabhängig von der Gesamtzahl der Vorhaben. Das 
BMJV, das mit großem Abstand die meisten Gesetzentwürfe ausgearbeitet hat, schaffte es 
dennoch bei 65 % der Verfahren, die angestrebten vier Wochen einzuhalten. Dem Bundesmi-
nisterium des Inneren gelang dies nur bei einer einzigen der 17 durchgeführten Anhörungen.   

Besonders häufig ist es das Bundesministerium der Finanzen, das eine extrem kurze Frist von 
weniger als sieben Kalendertagen verlangt, hier war dies im Untersuchungszeitraum bei 36,8 
% der Verbändeanhörungen der Fall. Aber auch das BMV und das BMWE sahen sich in jeweils 
etwa einem Drittel der Verfahren außerstande, eine längere Frist zu gewähren.  

 
31 https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Stellungnahmen/Aenderung-Lieferketten-
gesetz/bda.pdf?__blob=publicationFile&v=8 
32 https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Stellungnahmen/Aenderung-Lieferketten-
gesetz/bnw.pdf?__blob=publicationFile&v=8  
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Unter den Entwürfen mit Frist unter einer Woche befinden sich einige, die nur wenige Seiten 
umfassen und insofern schneller bewertet werden können. Hier mag die kurze Frist sachgerecht 
sein. Es sind jedoch auch einige sehr umfangreiche und komplexe Vorhaben dabei, wie das 
GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz (181 Seiten), das Infrastruktur-Zukunftsgesetz (116 Seiten) 
oder die Reform der privaten Altersvorsorge (114 Seiten). Diese sind zudem auch inhaltlich 
äußerst komplexe Vorhaben, so dass eine fachliche Beurteilung in der gegebenen Zeit kaum 
realistisch ist.  

Zudem umfasste auch die eben schon erwähnte Änderung des Lieferkettensorgfaltspflichten-
gesetzes nur 9 Seiten, die kurze Frist rief dennoch große Kritik hervor. Aus einer geringen 
Seitenzahl kann nicht zwangsläufig auch eine geringe Komplexität abgeleitet werden.  

Die vollständige Liste der Verbändeanhörungen mit einer Frist von weniger als einer Woche 
kann dem Anhang entnommen werden.  

  

Ausgewertet wurden 157 Gesetzgebungsvorgänge, zu denen der Zeitraum der Verbändeanhörung 
ermittelt oder geschätzt werden konnte. Die Bundesministerien der Finanzen, für Verkehr sowie für 
Wirtschaft und Energie gewährten am häufigsten eine Frist von weniger als einer Woche. Das BMJV 
erfüllte die vereinbarten vier Wochen bei 26 von 40 Anhörungen.  
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Verbesserungsvorschläge 
Die Zusage von „in der Regel vier Wochen“ ist ohne Verfahrensfolge geblieben. Eine Mindest-
frist von vier Wochen sollte in der GGO als Regelfall festgeschrieben werden. Soweit sie unter-
schritten wird, sollte die Verkürzung auf der Vorhabenseite mit Angabe der gewährten Frist und 
der sachlichen Gründe der Verkürzung veröffentlicht werden.  

Selbstverständlich muss es auch möglich sein, bei akutem Handlungsbedarf, etwa aufgrund 
eines plötzlichen Ereignisses, das Verfahren zu verkürzen. Die Entscheidung, ein Gesetz zu ei-
nem bestimmten Zeitpunkt im Kabinett beschließen zu wollen, ist jedoch regelmäßig das Er-
gebnis politischer Planung und keines plötzlich eingetretenen Handlungsbedarfs. 

Eng gesetzte Fristen benachteiligen insbesondere kleinere und primär ehrenamtlich besetzte 
Interessengruppen, die über wenig personelle Kapazitäten verfügen. Diese erhalten so keine 
gleichwertige Möglichkeit, sich an den Verfahren zu beteiligen, was das Meinungsbild zuguns-
ten großer Verbände verzerrt. Auch aus diesem Grund sollten, wie bereits erwähnt, die Listen 
der beteiligten Organisationen öffentlich einsehbar sein.  

Änderungsvorschlag: 

§ 47 Beteiligung von Ländern, kommunalen Spitzenverbänden und Fachkreisen 

(1) Der Entwurf einer Gesetzesvorlage ist Ländern, kommunalen Spitzenverbänden und 
den Vertretungen der Länder beim Bund möglichst frühzeitig zuzuleiten, wenn ihre Be-
lange berührt sind. Ist in wesentlichen Punkten mit der abweichenden Meinung eines 
beteiligten Bundesministeriums zu rechnen, hat die Zuleitung nur im Einvernehmen mit 
diesem zu erfolgen. Soll das Vorhaben vertraulich behandelt werden, ist dies zu ver-
merken. Für die Abgabe von Stellungnahmen ist eine Frist von mindestens vier 
Wochen einzuräumen. Eine kürzere Frist ist nur bei besonderer Eilbedürftigkeit 
zulässig; sie ist unter Angabe der Gründe und der gewährten Frist im Internet zu 
veröffentlichen. 
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Gesamtauswertung 
Insgesamt zeigt sich, dass einige der selbstgesteckten Transparenzvorgaben zwar erreicht, an-
dere aber deutlich verfehlt werden. Während die Veröffentlichung von Referenten-entwürfen 
und Stellungnahmen aus der Verbändeanhörung von den meisten Ministerien recht konsequent 
umgesetzt wird, findet insbesondere die Veröffentlichung von Synopsen praktisch kaum statt.  

Die Angabe eines exekutiven Fußabdrucks hat sich in den meisten Bundesministerien als Stan-
dard durchgesetzt, der tatsächliche Informationswert hält sich jedoch weiterhin in Grenzen. 
Bedenklich im Sinne eines effektiven Beteiligungsprozesses sind die Beteiligungsfristen der 
Verbändeanhörung. Hier bleiben die meisten Ministerien deutlich unter den angestrebten vier 
Wochen. 

Ranking Ministerium VÖ 
Entwürfe 

VÖ  
Synopsen 

Exekutiver 
Fußabdruck 

EF mit 
Informations-

wert 

VÖ  
Stellung- 
nahmen 

ø Beteili-
gungsfrist 

in Tagen 

1 BMJV 100% 87% 100% 30% 95% 31,8 

2 BMDS 100% 25% 50% 0% 100% 32,6 

3 BMAS 100% 0% 91% 10% 91% 15,4 

4 BMUKN 100% 0% 78% 43% 100% 19,0 

5 BMLEH 100% 13% 88% 0% 88% 23,6 

6 BMF 87% 0% 96% 27% 81% 12,7 

7 BMG 100% 0% 60% 17% 78% 24,8 

8 BMV 94% 13% 75% 25% 87% 18,6 

9 BMWE 92% 35% 68% 35% 83% 11,9 

10 BMI 90% 0% 65% 0% 83% 13,9 

  Übrige 100% 14% 86% 17% 86% 19,8 

Das Ranking ergibt sich aus dem Mittelwert der  Platzierungen in den einzelnen Kategorien, siehe An-
hang.  

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, das innerhalb der Bundesregie-
rung auch für die Rechtsförmlichkeitsprüfung der Gesetzentwürfe zuständig ist, geht in allen 
Kriterien mit gutem Beispiel voran.  

Die Bundesministerien des Inneren, der Finanzen sowie für Wirtschaft und Energie treten vor 
allem durch eine durchschnittliche Beteiligungsfrist von weniger als zwei Wochen hervor. Das 
BMI belegt zudem auch in allen anderen Bereichen einen der hinteren Plätze, so dass das 
Ministerium im Gesamtranking den letzten Platz einnimmt.  
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Allgemeine Verbesserungsvorschläge 

1. Transparenzpflichten gesetzlich verankern 
Die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien ist eine reine Innenrechtsvor-
schrift. Sie ist jederzeit ohne Beteiligung des Parlaments und ohne öffentliche Debatte änder-
bar; ihre Nichtbeachtung bliebe ohne Folgen. Zentrale Transparenzanforderungen der Geset-
zesvorbereitung, wie unter anderem die Veröffentlichung von Entwürfen, Synopsen und Stel-
lungnahmen, der exekutive Fußabdruck und angemessene Beteiligungsfristen, sollten daher in 
einem Gesetz verankert werden, das Rechte der Öffentlichkeit begründet und nicht nur Erwar-
tungen an die Verwaltung formuliert. Eine solche Regelung könnte im Rahmen der Fortentwick-
lung des Informationsfreiheitsrechts zu einem Bundestransparenzgesetz oder in einem eige-
nen Bundesgesetz erfolgen, das den Grundsatz der proaktiven Veröffentlichung an die Stelle 
des antragsgebundenen Einzelfallzugangs setzt. 

2. Zentrales Gesetzgebungsportal des Bundes einrichten 
Informationen zur Gesetzesvorbereitung sind derzeit über die Webseiten aller Bundesministe-
rien verteilt. Genutzt wird jeweils eine unterschiedliche Struktur, Sortierung, Benennung und 
Vollständigkeit. Wer den Überblick behalten will, muss dabei dutzende Übersichtsseiten der 
Ministerien regelmäßig einzeln kontrollieren, einen Newsletter oder RSS-Feed gibt es regelmä-
ßig nicht – dass diese Aufgabe faktisch von zivilgesellschaftlichen Projekten übernommen wird, 
ist im Rahmen der Informationspflicht des Staates als kritisch einzuschätzen. Die Bundesre-
gierung sollte ein zentrales Portal unterstützen oder selbst betreiben, auf dem jedes Vorhaben 
von der Ressortabstimmung über den Referentenentwurf nebst Verbandsanhörung bis zur Ver-
kündung langfristig dokumentiert wird. Das Portal sollte über eine offene Schnittstelle und 
Abonnementfunktionen verfügen, dauerhaft maschinen- und menschenlesbar sein und mit 
dem Lobbyregister verzahnt werden.  

3. Dokumente maschinenlesbar und barrierefrei bereitstellen 
Viele Verfahrensdokumente werden aktuell als kaum maschinenlesbares, nicht barrierefreie 
PDF-Datei zur Verfügung gestellt. Vereinzelt werden zudem noch ZIP-Archive oder Sammel-
PDF bereitgestellt. Eine Auswertung wäre somit nur mit einem immensen Aufwand möglich. 

Entwürfe, Synopsen, Begründungen und Stellungnahmen sollten grundlegend in einem offenen 
und strukturierten Format bereitgestellt werden. Barrierefreiheit ist dabei herzustellen, die Ma-
schinenlesbarkeit muss sichergestellt werden.  
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4. Vorhaben frühzeitig ankündigen 
Transparenz darf nicht erst mit der Veröffentlichung des Referentenentwurfs beginnen. Zum 
Zeitpunkt der Veröffentlichung sind Grundentscheidungen oft bereits getroffen. Um eine wirk-
same Beteiligung herzustellen, sollten die Bundesministerien ihre Vorhaben in einem öffentli-
chen Vorhabenkalender führen, der Gegenstand, federführendes Ressort, Zeitplanung und den 
geplanten Beteiligungszeitraum ausweist. Bereits in der Vergangenheit wurden regelmäßig die 
Vorhabenlisten und Kabinettsplanungen nach Anträgen nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
herausgegeben, an dieser Stelle sollte angeknüpft werden. Betroffene Verbände und Personen 
könnten sich so besser vorbereiten. 

5. Nachvollziehbar machen, was aus der Anhörung folgt 
Zu jedem Vorhaben sollte eine Auswertung der Beteiligung veröffentlicht werden, die wesent-
lichen Einwände zusammenfasst und darlegt, welche Stellungnahmen von Verbänden über-
nommen und welche Einwendungen nicht übernommen wurden. Hierzu sind die Angaben zum 
exekutiven Fußabdruck grundlegend zu überarbeiten und umfangreicher zu veröffentlichen. 
Alle Angaben sind auf der jeweiligen Vorhabenseite dauerhaft und mit den in Punkt 3 beschrie-
benen Eigenschaften zu veröffentlichen. 
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Anhang 

Verbändeanhörungen mit Frist unter einer Woche 

Verbändeanhörungen mit Frist <7 Tage Ressort VA Start VA Frist 
Seiten 

RefE 

Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz- 
LuKIFG BMF 06.06.2025 12.06.2025 18 

Erstes Gesetz zur Änderung des Sanierungshilfengesetzes BMF 18.06.2025 23.06.2025 12 
Erstes Gesetz zur Änderung des Fernstraßen-Überleitungsge-
setzes BMV 07.07.2025 09.07.2025 11 

Tariftreuegesetz BMAS 21.07.2025 24.07.2025 58 

Gesetz zur Beschleunigung der Vergabe öffentlicher Aufträge BMWE 21.07.2025 27.07.2025 93 

Elftes Gesetz zur Änderung des Regionalisierungsgesetzes BMV 27.07.2025 29.07.2025 10 

Viertes Gesetz zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 
(Abschaffung der Gasspeicherumlage) BMWE 28.07.2025 30.07.2025 20 

Gesetz zur Änderung des Registerzensuserprobungsgesetzes BMI 30.07.2025 04.08.2025 29 

SGB VI-Anpassungsgesetz - SGB VI-AnpG BMAS 13.08.2025 18.08.2025 84 

Viertes Gesetz zur Änderung mautrechtlicher Vorschriften BMV 14.08.2025 18.08.2025 15 
Gesetz für einen Zuschuss zu den Übertragungsnetzkosten 
für das Jahr 2026 BMWE 20.08.2025 21.08.2025 12 

Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 2025  BMF 20.08.2025 25.08.2025 16 
KRITIS-Dachgesetz BMI 28.08.2025 03.09.2025 80 
Gesetz zur Änderung des Lieferkettensorgfaltspflichtengeset-
zes BMAS 28.08.2025 28.08.2025 9 
Gesetz zur Einschränkung der Aufsuchung und Gewinnung 
von Bodenschätzen in den geschützten Meeresgebieten im 
Bereich der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone und 
des Festlandsockels BMUKN 28.08.2025 31.08.2025 15 

Steueränderungsgesetz 2025 BMF 03.09.2025 09.09.2025 44 

Hochseeschutzgesetz BMUKN 22.09.2025 26.09.2025 54 
Gesetz zur Durchführung einer Verordnung zum Datenaus-
tausch bei Kurzzeitvermietungen  BMWE 29.09.2025 02.10.2025 37 

Achtes Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes BMF 09.10.2025 10.10.2025 9 
Gesetz für den Bürokratierückbau im Bereich des Bundesmi-
nisteriums des Innern BMI 23.10.2025 29.10.2025 50 

Gesetz zur Reform der steuerlich geförderten privaten Alters-
vorsorge (Altersvorsorgereformgesetz) BMF 04.12.2025 09.12.2025 114 

Infrastruktur-Zukunftsgesetz BMV 11.12.2025 14.12.2025 116 

Zweites Gesetz zur Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes BMF 15.03.2026 16.03.2026 9 

Zweites Gesetz zur Änderung des Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetzes BMJV 14.04.2026 17.04.2026 36 

GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz BMG 15.04.2026 19.04.2026 181 
Zweites Gesetz zur Änderung des Bundesbedarfsplangeset-
zes BMWE 17.04.2026 21.04.2026 39 

Siebzehntes Gesetz zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes BMV 05.05.2026 08.05.2026 10 
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Ranking: Platzierungen der Ministerien in den Einzelkategorien 

Ranking 
 

Ministerium 
VÖ 

Entwürfe 
VÖ  

Synopsen 
Exekutiver 

Fußabdruck 

EF mit 
Informations-

wert 

VÖ  
Stellung- 
nahmen 

Beteiligungs-
frist 

Mittlere  
Platzierung 

1 BMJV 1 1 1 3 3 2 1,83 

2 BMUKN 1 6 5 1 1 5 3,17 

3 BMDS 1 3 10 8 1 1 4,00 

4 BMLEH 1 4 4 8 5 4 4,33 

5 BMAS 1 6 3 7 4 7 4,67 

6 BMV 7 4 6 5 6 6 5,67 

7 BMG 1 6 9 6 10 3 5,83 

8 BMWE 8 2 7 2 7 10 6,00 

9 BMF 10 6 2 4 9 9 6,67 

10 BMI 9 6 8 8 7 8 7,67 

 
Bei Gleichstand wurde für alle betroffenen Ministerien die beste Platzierung gewertet und die 
schlechteren Platzierungen übersprungen.   
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Über das Projekt 

Die Initiative Menschenlesbar ist ein Zusammenschluss un-
abhängiger Projekte, die politische Prozesse in Deutschland 
verständlich und frei zugänglich machen. 

ParlamentsZusammenFasser 

Der ParlamentsZusammenFasser (PaZuFa) ist ein gemein-
nütziges Open-Source-Projekt für politische Transparenz: 
Dokumente und Vorgänge aus allen 16 Landesparlamenten, 
dem Bundestag und dem Bundesrat sollen auf einer einheit-
lichen Plattform gebündelt, durchsuchbar und frei zugäng-
lich gemacht. 

Bundestagszusammenfasser 

Der Bundestagszusammenfasser ist ein unabhängiges Por-
tal, das den Stand aller Gesetzesvorhaben des Bundes nach-
vollziehbar darstellt und damit die Lücke des im Koalitions-
vertrag 2021 versprochenen, aber nie umgesetzten Gesetz-
gebungsportals füllt. Die Daten stammen überwiegend au-
tomatisiert aus der Open-Data-API des Bundestags; Refe-
rentenentwürfe und Kabinettsbeschlüsse werden manuell 
recherchiert. 

Copyright 

Diese Publikation ist lizenziert unter einer Creative Com-
mons Namensnennung 4.0 International Public License und 
darf unter  Angabe des Urhebers, vorgenommener Änderun-
gen und der Lizenz frei vervielfältigt, verändert und verbrei-
tet werden. Den vollständigen Lizenztext finden Sie auf: 

https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/legalcode.de  

Davon ausgenommen sind alle Fotos und Logos. Sie sind ur-
heberrechtlich geschützt, unterfallen nicht der oben ge-
nannten  CC-Lizenz und dürfen nicht verwendet werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


